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KURDENFRAGE:

LOSUNG ODER
MACHTSPIEL?

Die Tiirkei steht vor tiefgreifenden Herausforde-
rungen. Die jungste Initiative zur Losung der
Kurdenfrage wird vielfach als taktisches Mano-
ver fir eine mogliche dritte Amtszeit Erdogans
gewertet, wahrend politische Repression wei-
terhin das gesellschaftliche Klima pragt. Zu-
gleich stehen CHP-gefiihrte Kommunen unter  [JEIl MENSCHENRECHTE UND
Druck durch staatliche Eingriffe und Finanzblo- PRESSEFREIHEIT

ckaden. Hohe Inflation belastet die Bevélkerung,
die geplante Mindestlohnerhohung gilt als un- n WIRTSCHAFT UND SOZIALES
zureichend. AuBenpolitisch sucht die Tiirkei
Nahe zu den BRICS-Staaten und westliche Riis- ﬂ AUSSENPOLITIK
tungskooperationen. In der Syrienpolitik bleibt
die Lage unklar KXl Aus UNSERER ARBEIT

SCHWERPUNKTTHEMA

EINE UNDURCHSICHTIGE
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I3 INNENPOLITIK




TURKEI NACHRICHTEN
NR. 65 — DEZEMBER 2024

SCHWERPUNKTTHEMA

EINE UNDURCHSICHTIGE KURDEN-INITIATIVE

Die tiirkische Regierung verfolgt aktuell einen (iberra-
schenden Kurs in der Kurden-Frage. Eine Initiative von
MHP-Chef Bahceli schlagt vor, PKK-Fiihrer Ocalan in den
politischen Prozess einzubinden, was heftige Debatten
ausloste. Die Initiative wirkt daher weniger wie ein
ernsthafter Friedensversuch und vielmehr wie ein takti-
sches Mandver, um politische Vorteile zu sichern und
maglicherweise die kurdische Bevolkerung zu spalten.
Zugleich verscharft sich die politische Repression, etwa
durch Absetzungen von Biirgermeister:innen.

EIN VIELSCHICHTIGER KONFLIKT

Nach dem Militéarputsch von 1980 war es Staatspolitik,
die Existenz von Kurd:innen in der Turkei zu leugnen.
Sie waren ,Bergtirk:innen”. Nach dem Scheitern des
Prozesses zur friedlichen Losung des Kurden-Konflikts
2014 erklarte Staatsprasident Erdogan, es gabe kein
.Kurden-Problem” mehr, es gdbe nur noch die (indivi-
duellen) Probleme von Kurd:innen. Eine dhnliche Posi-
tion nimmt heute Mehmet Ucum, ein Berater des Staats-
prasidenten ein, der erklart, die Probleme der Kurd:in-
nen in der Turkei seien gelést. Es bliebe nur noch das
Problem jenseits der turkischen Grenzen. Gleichwohl
zeigen die Diskussionen seit der Wiedereré6ffnung des
Parlaments, dass die Regierung ein Problem sieht, das
sie abstellen mochte: den PKK-Terrorismus. Bei der Parla-
mentserd6ffnung hatte der MHP-Vorsitzende Devlet Bah-
celi die beiden Vorsitzenden der prokurdischen DEM-
Partei mit einem Handschlag begrtf3t. Bis zu diesem
Augenblick ein undenkbares Ereignis, denn die MHP
fordert das Verbot der DEM und betrachtet sie als ver-
langerten Arm der PKK. Dann wiederholte Devlet Bah-
celi erneut seinen Vorschlag, der inhaftierte Fuhrer der
PKK Abdullah Ocalan solle bei einer Fraktionssitzung der
DEM zur Auflésung der PKK aufrufen. Er stellte dazu
sogar eine Gesetzesinitiative in Aussicht, die fur Ocalan
eine Freiheitsperspektive beinhaltet.

Die Zahl der Kurd:innen in der Turkei wird auf 15 Millio-
nen der insgesamt 86 Mio. Einwohner geschéatzt, eine
wirkliche Zahl kann jedoch nicht genannt werden, weil
sie nicht erhoben wird. Traditionell lebten Kurd:innen
vor allem in den turkischen Stdost-Provinzen, in Nord-
Syrien, dem Nordosten des Iraks und des West-Irans.
Heute lebt ein groBer Teil der turkischen Kurd:innen in
den westlichen GroBstadten des Landes. Dazu hat die
soziobkonomische Riickstandigkeit der Sidost-Provinzen
genauso beigetragen wie die Massenvertreibungen aus
den Dorfern der Region im Zuge der Bekdmpfung der
PKK. Das Leben in Metropolen wie Istanbul, Ankara,
Izmir oder Adana hat die kurdische Identitdt nicht
zwangslaufig verdréngt, aber es hat die Werte und po-
litischen Ausrichtungen vieler Kurd:innen spurbar ge-
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pragt. Insbesondere die starkere soziale Durchmischung
und die Anpassung an urbane Lebensweisen haben tra-
ditionelle Strukturen innerhalb der kurdischen Gemein-
schaft aufgebrochen und verandert.

Betrachtet man die Diskussionen, so lassen sich drei Di-
mensionen des Konflikts unterscheiden. Zunachst geht
es um die Forderung nach Anerkennung der kurdischen
Kultur und vor allem der Sprache. Eine zweite Dimension
betrifft Autonomie, die als Ausweitung kommunaler
Selbstverwaltung bis hin zur Forderung nach einer fo-
deralen Struktur der Turkischen Republik verstanden
werden kann. Der dritte Aspekt ist ein sicherheitspoliti-
scher, der sich auf die PKK und ihren bewaffneten Kampf
in der Turkei, im Irak und Syrien bezieht.

In den vergangenen zwanzig Jahren sind bei der Forde-
rung nach der Anerkennung kultureller Rechte Fort-
schritte erzielt worden. Heute ist es nicht mehr verboten,
kurdische Musik zu héren, auch wenn dies immer wieder
zu Anfeindungen fuhren kann. Die staatliche Sendean-
stalt TRT sendet auch auf Kurdisch. Nichtstaatliche kur-
dische Medien dagegen haben wirtschaftlich wie poli-
tisch groBe Schwierigkeiten. Seit 2012 kann Kurdisch als
Wahlfach in der Mittelstufe gelernt werden. Einer Aus-
weitung dieses Angebotes jedoch steht neben politi-
schen Widerstdanden das Verfassungsgebot entgegen,
dass die Unterrichtssprache an turkischen Schulen Tr-
kisch ist.

Kommunale Selbstverwaltung bietet zum einen Raum
fur die Anerkennung kurdischer Kultur - beispielsweise
indem der Kontakt mit der Kommune auch auf Kurdisch
erfolgen kann. Zum anderen kann sie auch fur Projekte
der Frauen- und Jugendpolitik genutzt werden. In der
kurdischen Politik hat es verschiedene Forderungen ge-
geben: Von der Grindung eines Kurdistans auBerhalb
der Turkei Uber ein autonomes kurdisches Gebiet in der
Turkei bis hin zur Starkung kommunaler Selbstverwal-
tung. Eine 2016 erlassene Verordnung mit Gesetzeskraft
wiederum ermdglicht es dem Innenministerium, Blrger-
meister, gegen die ein Ermittlungsverfahren eingeleitet
wurde, abzusetzen und an deren Stelle den Landrat oder
Provinzgouverneur einzusetzen. Seit Erlass dieser Ver-
ordnung wurde sie mehr als 160 Mal angewendet. Uber
zwei Amtsperioden hinweg wurden nahezu alle Burger-
meister:innen, die von kurdischen Parteien gestellt wur-
den, auf diese Weise ihres Amtes enthoben.

Die Rechtfertigung fur diese Praxis bietet die Sicherheits-
politik, denn in der Regel wird gegen die Blrgermeis-
ter:iinnen ein Ermittlungsverfahren wegen Mitglied-
schaft in der PKK bzw. Propaganda fur diese eingeleitet.
Die Verbotsverfahren gegen kurdische Parteien dagegen
stitzen sich nicht direkt auf den Terrorismusvorwurf,
sondern auf die Unterstellung von Separatismus.
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Die auch in Deutschland als Terrororganisation verbotene
PKK, die Arbeiterpartei Kurdistans, wiederum ist nicht
leicht begrifflich zu fassen. Auch wenn die Abkutrzung bei-
behalten wird, so hat sie seit ihrer Grundung unter Fuh-
rung von Abdullah Ocalan 1978 mehrfach den Namen,
aber auch ihre politische Ausrichtung geandert. Von an-
deren linken und kurdischen Gruppen der 1970er Jahre
unterscheidet sie sich von Anfang an nicht zuletzt dadurch,
dass sie den bewaffneten Kampf als vordergriindiges Mit-
tel zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele vorsieht. Seit
2007 nennt sich die Dachorganisation KCK (Gemeinschaft
der Gesellschaften Kurdistans). Als Leitfigur gilt Abdullah
Ocalan, der 1998 verhaftet wurde und nun in einem Spe-
zialgefangnis auf der Marmarainsel imrali sitzt. Sie unter-
halt einen militarischen Arm und verfugt Gber eine Frauen-
und eine Jugendorganisation. |hre militanten Aktionen
nahmen ihren Anfang in der Bekdmpfung von GroBBgrund-
besitzern und Fuhrern kurdischer Stamme, richteten sich
aber vor allem auf den turkischen Staat.

DIALOGBEREITSCHAFT
UND VERTRAUEN

Mehr als vierzig Jahre bewaffneter Kampf hat einen
hohen Blutzoll gekostet. Auf Seiten der PKK wurden
unterschiedliche Strategien angewendet — von Angriffen
auf turkische Sicherheitskrafte nach Guerilla-Art bis hin
zum Stadtekrieg 2016, in dem die PKK versuchte, einen
Stellungskrieg zu fuhren. In den 1990er Jahren setzten
tarkische Sicherheitskrafte darauf, den Nachschub der
PKK zu unterbinden, indem ganze Landstriche in den
Sudost-Provinzen entvélkert wurden. Dérfer wurden ge-
raumt, die Bevolkerung Hals Gber Kopf in die Stadte ab-
geschoben. Entfuhrungen und ErschieBung turkischer
Lehrer:iinnen oder auch Bombenanschlage in westturki-
schen Innenstadten, aber auch Antiterror-Operationen
forderten eine hohe Zahl ziviler Opfer.

Gleichwohl hat es seit den 1990er Jahren immer wieder
Versuche gegeben, einen Dialog zwischen PKK und turki-
schen Regierungen zu fuhren. Der Prozess zur friedlichen
Losung des Kurden-Konflikts von 2010-2015 stellte den
bisher umfassendsten Versuch dar. Auf der einen Seite
wurde Kurdisch in der Offentlichkeit zugelassen, auf der
anderen Seite der inhaftierte PKK-Fiihrer Ocalan einge-
bunden. Doch der Prozess scheiterte im Méarz 2015. Man-
che sehen die Ursache in der Verweigerung der Unter-
stitzung der HDP bzw. ihres Co-Vorsitzenden Selahattin
Demirtas, den Ubergang zum Présidialsystem zu unterstit-
zen. Doch auch fur die PKK boten sich nach internationa-
ler Unterstttzung im Kampf gegen die Milizen des ,Isla-
mischen Staats” (IS) in Nord-Syrien neue Perspektiven zur
wenigstens teilweisen Verwirklichung ihrer Ziele.

Nicht zuletzt aus diesem Grund verschob sich das Enga-
gement der tiurkischen Regierung im syrischen Burger-
krieg vom Sturz des Assad-Regimes und der Bekdmpfung
des IS auf die Verhinderung autonomer kurdischer Ge-
biete in Syrien. Offiziell sind die syrische PYD und die
PKK zwar Schwesterparteien, fur die turkische Regie-
rung jedoch sind sie eine Einheit. Es folgten mehrere
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Militaroperationen in Syrien, bei denen weite Gebiete
in Nord-Syrien unter turkische Kontrolle gerieten.

Heute hat die PKK ihre Kampfer:innen weitgehend aus
der Turkei abgezogen. Gleichzeitig hat die tlrkische Armee
durch die Einrichtung von Stutzpunkten im Nordirak und
in Syrien eine Art Pufferzone geschaffen und verfolgt das
Ziel, die PKK durch gezielte Angriffe auf fiUhrende Person-
lichkeiten zu schwachen. Im Innern wurden mit dem Ende
des Prozesses zur friedlichen Losung des Kurden-Konflikts
zahlreiche Politiker:innen kurdischer Parteien mit dem Vor-
wurf der Mitgliedschaft in der PKK bzw. Propaganda fur
sie inhaftiert. Der bestandige Terrorismusvorwurf drangte
die HDP, gegen die ein Verbotsverfahren lauft, ins politi-
sche Abseits. Aufgrund des Verbotsverfahrens beschloss die
HDP darum, bei der Parlamentswahl 2023 unter dem Dach
der DEM-Partei anzutreten.

DER AKTUELLE ,PROZESS"”

Umso Uberraschender war der Handschlag des MHP-Vor-
sitzenden Bahceli mit den Vorsitzenden der DEM-Partei
und seine Ocalan-Initiative. Die DEM-Partei reagierte auf
die Entwicklung mit vorsichtigem Optimismus. Die Ini-
tiative Bahcelis sei wertvoll, insbesondere auch, dass sie
Ocalan in den Mittelpunkt stellt. Die Absetzung der
Blrgermeister:innen in drei von der DEM-Partei regier-
ten Stadten am 4. November und die Einsetzung von
Zwangsverwaltern haben erneut Zweifel an den Absich-
ten des Regierungsbindnisses geweckt.

Ein zweiter Anlass zur Verunsicherung ist, dass Staatspra-
sident Erdogan sich bisher nicht direkt zu den AuBerungen
seines Bundnispartners geduBert hat. Er betont, dass es
zwischen AKP und MHP keine Differenzen gabe, erklart
aber auch, dass die Operationen gegen die PKK fortgesetzt
werden. Auch fordert er von den USA grlnes Licht fur eine
weitere Operation gegen die PYD/YPG in Syrien.

Am 23. Oktober 2024 verubte die PKK einen Anschlag
auf das Rastungsunternehmen TUSAS in Ankara, bei
dem sieben Menschen getotet und 21 verletzt wurden.
Es war nach langerer Zeit der erste Anschlag der PKK in
der Turkei und kann darum kaum unabhangig von der
Initiative Bahcelis bewertet werden.

Der CHP-Vorsitzende Ozel begriiBt die Initiative Bahcelis,
hebt aber hervor, dass der Ort zur Losung des Kurden-Kon-
flikts das Parlament sein musse. Er weist darauf hin, dass
dieser Konflikt nicht als geldst betrachtet werden kénne,
solange die kurdische Bevélkerung dies nicht so empfinde.
AuBerdem fordert er die Hinterbliebenen von gefallenen
Sicherheitskraften und Zivilisten einzubeziehen.

Am 31. Oktober 2024 wurde der CHP-BUrgermeister des
Istanbuler Stadtbezirks Esenyurt zunachst verhaftet und
anschlieBend durch das Innenministerium seines Amtes
enthoben. An seiner Stelle wurde der zustandige Land-
rat als Zwangsverwalter eingesetzt. Man kdénnte fur den
turkischen Begriff auch ,Treuhdander” sagen, doch trifft
dies nicht die Praxis: ein Treuhénder handelt im Sinne
der Person, die er vertritt. Die Zwangsverwalter jedoch
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treffen politische Entscheidungen entgegen der Positio-
nen des vorherigen Amtsinhabers oder auch der Rats-
mehrheit. Dazu gehoéren insbesondere auch Verkaufs-
und Privatisierungsentscheidungen sowie die Vergabe
offentlicher Auftrage.

Dass mit Esenyurt ein Anfang gemacht wurde, wird nicht
zuletzt auf das informelle Wahlbindnis von CHP und
DEM-Partei in diesem Stadtbezirk zurickgefuhrt. Die
MHP hat dazu aufgerufen, in dhnlicher Weise auch in
anderen Kommunen zu verfahren, in denen es Abspra-
chen zwischen CHP und DEM-Partei gegeben hat. Nach
drei Amtsenthebungen am 4. November erfolgten zwei
weitere am 22. November, darunter auch der CHP-Bur-
germeister von Ovacik.

Foto: Ahmet Ozer, abgesetzter und inhaftierter Biirgermeister des
Istanbuler Bezirks Esenyurt. © Dogusan Ozer https://www.
flickr.com/photos/chpfotograf/54042964324/

Die kontinuierlichen Protestaktionen von CHP und DEM-Par-
tei bringen beide Parteien in einem bisher nicht gekannten
MaBe zusammen. Doch dies bleibt in der CHP nicht ohne
Widerspruch. Zwar gibt es keine Einwande gegen die Pro-
teste gegen die Einsetzung von Zwangsverwaltern. Doch
den Eindruck einer Gemeinsamkeit mit der DEM-Partei ist
fur den rechten Flugel der CHP nicht akzeptabel.

Uber die Ziele des Ocalan-VorstoBes von Devlet Bahgeli
wird intensiv diskutiert. Bleibt man bei den Aussagen von
MHP und AKP, soll Abdullah Ocalan die PKK zur Auflé-
sung bewegen. Dies erscheint wenig realistisch, da selbst
bei einer Bereitschaft der PKK-Fihrung noch zahlreiche
ungeklarte Fragen beantwortet werden mussten. Im Mit-
telpunkt durfte dabei ganz praktisch Straffreiheit fur die
Mitglieder sowie Freilassung der Gefangenen aus turki-
scher Haft stehen. Indirekt wird dies auch von Staatspra-
sident Erdogan so gesehen, der erklart, die PKK musse
zunachst ihre Waffen niederlegen, danach werde die
Regierung alles tun, um neue Perspektiven zu eréffnen.

Dass Schritte im Hinblick auf die Anerkennung der kur-
dischen Identitdt oder einer Absicherung bzw. Auswei-
tung kommunaler Selbstverwaltung geplant sind, ist
nicht erkennbar. Es handelt sich in diesem Sinne also
nicht um einen ,Prozess zur Lésung des Kurden-Kon-
flikts”, sondern bisher nur um einen Versuch, die PKK
zur Auflésung zu bewegen.

Bewirkt hat er jedoch eine Zunahme der Spannungen in
der CHP, die dem Regierungsbindnis sehr gelegen kom-
men. Gelingt es zudem der Regierung, Abdullah Ocalan
und die DEM-Partei in einen offenen Dissens zur PKK zu
bringen, kénnte dies die Sympathien fur die PKK in Tei-
len der kurdischen Bevélkerung verringern.

INNENPOLITIK

Die CHP, gestarkt durch den Erfolg bei der Kommunal-
wahl, steht vor internen Spannungen. Parteichef Ozel
sieht sich Kritik an seiner , Normalisierungspolitik” und
einem kontroversen Mandver im Parlament ausge-
setzt. Wahrenddessen betonen Fraktionen um
imamoglu, Yavas und Kilicdaroglu unterschiedliche
Ausrichtungen. Zugleich stehen CHP-gefiihrte Kom-
munen unter Druck durch staatliche Eingriffe und Fi-
nanzblockaden.

CHP SUCHT IHREN WEG

Nach dem Sieg bei der Kommunalwahl wurde die CHP
auch in den folgenden Monaten in den meisten Um-
fragen zur starksten Partei. Doch seit Oktober 2024 ver-
ringert sich der Vorsprung. Zwar konnte mit dem Sat-
zungsparteitag im September Geschlossenheit demons-
triert werden, doch gruppieren sich in der Partei Frak-
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Foto: Ekrem Imamoglu, Istanbuler Oberbiirgermeister. © Alp Eren Kaya
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tionen entlang der vier Fuhrungspersénlichkeiten. Am
deutlichsten wird dies beim Vorsitzenden Ozgur Ozel,
der nicht nur aufgrund seiner ,Normalisierungspolitik”
Kritik hinnehmen musste. Istanbuls Oberbirgermeister
Ekrem imamoglu nutzt sein Amt als Vorsitzender der
Union turkischer Kommunen, um verstarkt auch landes-
weit tatig zu werden. Ankaras Oberblrgermeister Man-
sur Yavas dagegen positioniert sich als Vertreter natio-
nalistischer Positionen. Und der frihere Vorsitzende
Kemal Kiligdaroglu stellt sich offen gegen die Normali-
sierungspolitik mit der Position: Mit der Regierung soll
man nicht sprechen, sondern sie bekdmpfen.

In tirkischen Parteien haben die Vorsitzenden eine star-
ke Stellung bei der politischen Positionierung. Doch trotz
des Wahlsieges bei der Kommunalwahl kann Ozgur Ozel
alles andere als unangefochten gelten. Nach der Kom-
munalwahl hatte Ozel dem Staatsprasidenten einen Dia-
log angeboten. Zum Beginn des Parlamentsjahres hatte
er daran angeknUpft. Er hatte verlangt, dass die Abge-
ordneten der CHP-Fraktion beim Eintritt des Staatspra-
sidenten aufstehen sollen, um ihm die Ehre zu erweisen.
Dies sei keine Geste gegen Uber der Person, sondern
dem Amt und wirde von der Bevolkerung erwartet. Die
CHP-Fraktion hatte seit Jahren durch Sitzenbleiben de-
monstriert, dass sie das Prasidialsystem fur illegitim halt.
Doch das Manéver von Ozel geriet zum Debakel. Ein Teil
der Fraktion stand auf, ein Teil blieb fern und einige
CHP-Parlamentarier blieben sitzen.

Wahrend dies die Meinungsverschiedenheiten in der Par-
tei offensichtlich machte, weckte die Annaherung an die
DEM-Partei bei den Protesten gegen die Einsetzung von
Zwangsverwaltern in Kommunen offenen Widerstand des
rechten Parteifliigels. Als ein Abgeordneter daraufhin
den Vorsitzenden offen kritisierte, brachte er auBerdem
die Moglichkeit, einen Parteitag einzuberufen, ins Spiel.
Dies wurde von der ParteifUhrung abgelehnt, weil es
nicht die Zeit sei, Uber sich selbst zu diskutieren.

Die neue CHP-FUhrung hatte ein Jahr zuvor die Wahl
beim Parteitag mit dem Slogan ,Wandel” gewonnen.
Der Satzungsparteitag sollte diesen Wandel zudem
durch neue Moglichkeiten innerparteilicher Demokratie
und Meinungsfindung untermauern. Zunéachst jedoch
sorgen die Spannungen zwischen den Parteifltigeln fur
Verargerung an der Basis. Und dann steht die CHP vor
dem Dilemma, standig mit neuen Themen konfrontiert
zu werden, ohne mit eigenen Politikentwurfen Alter-
nativen vorstellen zu kénnen.

DRUCK AUF CHP-KOMMUNEN

Im Gegensatz dazu hat die CHP mit der Ubernahme der
Regierung in den groBten Stadten der Turkei die Gele-
genheit erhalten, ihre praktische politische Kompetenz
unter Beweis zu stellen. Wahrend der ersten Amtszeit
von Ekrem imamoglu fanden Projekte wie die Stadtlo-
kale, die auch Menschen mit geringem Einkommen eine
erschwingliche und ausgewogene Mahlzeit erméglichen,
sowie die kommunale Jugendfdérderung groBBen An-
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klang. Diese Initiativen wurden so erfolgreich umge-
setzt, dass sie inzwischen auch von AKP-gefliihrten Kom-
munen Ubernommen werden.

Anlasslich der Konzerte zum Nationalfeiertag am 29.
Oktober 2024 geriet die CHP, insbesondere in Ankara
und Istanbul, in die Defensive. Fur die eintrittsfreien
Konzerte wurden hohe Summen ausgegeben, was von
der AKP in den Stadtraten beider Metropolen themati-
siert wurde. Die BUrgermeister reagierten mit einer
Gegenuberstellung, die beispielsweise fur Ankara auf-
zeigte, dass wahrend der Amtszeit von Mansur Yavas bei
geringeren Kosten mehr Veranstaltungen organisiert
wurden. Dennoch durfte diese Argumentation ange-
sichts der wirtschaftlichen Herausforderungen, mit
denen die Bevodlkerung im Alltag konfrontiert ist, nicht
vollsténdig Uberzeugend gewesen sein.

Foto: Mansur Yavas, Oberblirgermeister von Ankara. © Alp Eren Kaya

Doch mit der Einleitung von Ermittlungsverfahren durch
die Kommunalaufsicht des Innenministeriums und der
Staatsanwaltschaften durfte die AKP einen Teil dieses
Erfolges wieder verspielt haben. Wahrend der Haushalts-
debatten sah sich Innenminister Yerlikaya gezwungen,
darauf hinzuweisen, dass ebenso viele Ermittlungen
gegen AKP-Kommunalpolitiker:innen wie gegen solche
der CHP gefuhrt werden.

Ein anderes Problem, mit denen sich die Kommunen aus-
einandersetzen mussen, ist der Entzug von Kompeten-
zen. Nachdem das Regierungsbindnis vor allem die gré-
Beren Stadte verloren hat, soll nun die Zustandigkeit fur
Stadtsanierungsprojekte von den Kommunen auf das
Ministerium fur Stadt und Umwelt Ubertragen werden.
Dies fuhrt zur Einschrankung der Moéglichkeiten der Bur-
gerbeteiligung, was letztlich darauf abzielt, Widerstan-
de zu minimieren. Gleichzeitig steht die Vergabe erheb-
licher finanzieller Mittel im Fokus der Diskussion.

Der Versuch, Kommunen die Einrichtung von Kinderta-
gesstatten zu verbieten, zeigt die Absurditat auf, zu der
eine Politik der Behinderung fuhrt. Das Ministerium fur
Stadt und Umwelt hat die Kommunen angeschrieben
und sie darauf aufmerksam gemacht, dass ihre Kinder-
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betreuungsstatten rechtswidrig seien. Dazu erinnerte
das Ministerium an ein Urteil des Verfassungsgerichts
aus dem Jahr 2007. Die CHP weist darauf hin, dass in den
von ihr gefihrten Kommunen 653 Kindergarten betrie-
ben wirden. Ziel sei es, ihre Zahl im kommenden Jahr
auf 1.000 zu erhéhen. Derzeit nutzen rund 60.000 Kinder
die kommunale Kinderbetreuung. Der Andrang ist so
groB, dass die Platze verlost werden mussen. Zwar gibt
es auch private Kindertagesstatten, doch ihre GebUhren
liegen um ein Vielfaches Gber denen der Kommunen.

Einmal abgesehen von den Vorteilen kollektiver Erziehung
ist die Kinderbetreuung eine grundlegende Voraussetzung
fur die Erwerbstatigkeit von Frauen. (Naturlich kénnte
man sagen: ,eines Elternteils” doch ist die soziale Wirklich-
keit in der Turkei, dass die Verantwortung fur Kindererzie-
hung und -betreuung weitgehend bei den Frauen liegt.)
Die Gebuhren fur private Kindergarten sind so hoch, dass
sie ein komplettes Gehalt verschlingen kénnen.

Ein weiterer Hebel, den die Regierung nutzt, um Druck
auf die Kommunen auszutben, sind deren Schulden bei
der gesetzlichen Sozialversicherung SGK. Diese Ruck-
stdnde haben sich Uber Jahre hinweg angesammelt,
wobei die SGK bis zu den Kommunalwahlen kaum An-
strengungen unternommen hatte, diese einzutreiben.
Seit den Wahlen zeigt die SGK jedoch eine deutlich ag-
gressivere Haltung bei der Durchsetzung der Rlckzah-
lungen. So erwirkte sie beispielsweise im Juli gerichtlich
eine Kontosperre fur die Stadt Mersin, die die Kommune
vorubergehend zahlungsunfahig machte. In Bursa wur-
den zudem Finanzmittel aus dem nationalen Haushalt
mit Verweis auf die SGK-Schulden einbehalten.

VERFASSUNGSPROJEKT DER
REGIERUNG

Bereits zu Beginn des vorherigen Gesetzgebungsjahres
hatte das Regierungsbundnis darauf gedrangt, eine Ei-
nigung zwischen den im Parlament vertretenen Parteien
zu erzielen, um eine ,zivile Verfassung” zu entwerfen.
Dieses Vorhaben knipft an das zentrale Leitmotiv aller
bisherigen Verfassungsinitiativen der AKP an, namlich
die geltende Verfassung von 1982 als ein Uberbleibsel
des Militarputsches von 1980 darzustellen. Wie viel die
geltende Verfassung jedoch noch mit der von 1982 ge-
mein hat, sei dahingestellt. Der gravierendste Eingriff
war der Ubergang zum Prasidialsystem 2018.

Die Sondierungsgesprache von Parlamentsprasident
Numan Kurtulmus (AKP) Uber eine neue Verfassung, die
inoffiziell darauf abzielt, eine weitere Kandidatur von
Prasident Recep Tayyip Erdogan zu ermdéglichen, haben
bisher zu keinem Ergebnis gefuhrt. Die Oppositionspar-
teien sehen zum jetzigen Zeitpunkt keine Notwendigkeit
einer Verfassungsdiskussion. Zudem wenden sie ein, dass
die geltende Verfassung von der Regierung wiederholt
gebrochen wurde.

Zugleich gibt es auch die allgemeine Uberzeugung, dass
das Hauptanliegen der Regierung sei, die Beschrankung
auf zwei Amtszeiten fur den Staatsprasidenten aufzu-
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heben, um eine weitere Kandidatur von Recep Tayyip
Erdogan zu ermdéglichen.

Fur eine Verfassungsanderung oder auch den Erlass einer
neuen Verfassung bedarf es der Zustimmung von mehr
als 360 Abgeordneten. Das Regierungsblindnis verfugt
jedoch nur Uber 318 Stimmen. Die Zahl der unabhéangi-
gen Abgeordneten ist zwolf, d.h. ohne die Unterstut-
zung von CHP, DEM-Partei und/oder lyi Partei findet sich
keine ausreichende Mehrheit.

Im Gegensatz zu einer Verfassungsanderung hat die CHP
vorgeschlagen, einen Antrag auf Selbstaufldsung des
Parlaments zu unterstitzen, um vorgezogene Wahlen
im Jahr 2025 zu erméglichen. Eine Selbstauflosung des
Parlaments wirde den Staatsprasidenten verpflichten,
sowohl Parlaments- als auch Prasidentschaftswahlen an-
zusetzen. Gleichzeitig wirde dies ihm jedoch die recht-
liche Grundlage bieten, ein drittes Mal fur das Amt des
Prasidenten zu kandidieren.

Wie das aktuelle Patt Uberwunden werden soll, bleibt
offen. Uber die Inhalte einer neuen Verfassung haben
die Parteien bisher nicht gesprochen.

BUNDNISGESPRACHE UNTER
ISLAMISCH-RECHTEN PARTEIEN

Der Erfolg bei den Kommunalwahlen hat nicht nur der
CHP, sondern auch der islamischen YRP (Neue Wohl-
fahrtspartei) von Fatih Erbakan Auftrieb gegeben. In
aktuellen Meinungsumfragen erreicht die YRP ein Poten-
zial von 5-6 Prozent und liegt damit weit Gber den Poten-
zialen der anderen religids-konservativen Parteien. Wah-
rend der parlamentarischen Sommerpause hat es meh-
rere Gesprache von Parteien wie DEVA und Gelecek mit
der YRP gegeben, bei denen neben Kooperation auch
eine Vereinigung ins Gesprach gebracht wurde.

Bei den Parlaments- und Prasidentschaftswahlen 2023 un-
terstltzte die YRP das Regierungsblndnis, trat jedoch bei
der diesjahrigen Kommunalwahl eigenstdndig an und er-
zielte Erfolge, darunter den Gewinn einiger kleinerer Kom-
munen sowie der Metropole Sanliurfa. Die Gelecek Partei
von Ahmet Davutoglu, die DEVA Partei von Ali Babacan,
die Saadet Partei mit ihrem neuen Vorsitzenden Mahmut
Arikan hatten den Einzug ins Parlament nur durch das Op-
positionsbindnis erreicht und verfugen im Falle von Neu-
wahlen kaum Uber die Chance, erneut ins Parlament ge-
wahlt zu werden. Eine Vereinigung unter dem Dach der
YRP (Yeniden Refah Partisi — Neue Wohlfahrtspartei) — auch
wenn es derzeit wenig Hinweise darauf gibt — konnte das
Krafteverhaltnis erheblich verschieben. Die YRP ist sowohl
bei Anhéanger:innen der Opposition als auch des Regie-
rungslagers beliebt, da sie sich konsequent fur religits-kon-
servative Werte, die Starkung der Familie und eine klare
Ablehnung liberaler gesellschaftlicher Reformen einsetzt.
Mit ihren wirtschaftspolitischen Forderungen nach einer
islamisch orientierten Ordnung und einer gerechteren Ver-
teilung von Wohlstand spricht sie vor allem konservative
und einkommensschwache Wahler:innen an, die sich von
der AKP entfremdet haben.
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MENSCHENRECHTE UND PRESSEFREIHEIT

Istanbuls Oberbiirgermeister imamoglu steht wegen
eines Politikverbotsverfahrens unter Druck, das seine
politische Zukunft beeintrachtigt. Auch der friihere
CHP-Vorsitzende Kiligdaroglu sieht sich mit Prozessen
konfrontiert, die Haft- und Politikverbote fordern. Zeit-
gleich verliert der regierungskritische Sender Acik
Radyo seine Lizenz — ein symbolischer Schlag gegen
die Medienfreiheit.

POLITIKVERBOTSVERFAHREN
GEGEN EKREM IMAMOGLU
UND KEMAL KILICDAROGLU

Im Dezember 2022 wurde Istanbuls Oberblrgermeister
Ekrem imamoglu wegen Beleidigung des Hohen Wahl-
rates zu einer Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren
sowie einem Politikverbot verurteilt. Zu diesem Zeitpunkt
galt er noch als aussichtsreicher Kandidat fur die Nomi-
nierung durch das Oppositionsbindnis fur die Prasiden-
tenwahl. Mit dem drohenden Politikverbot jedoch war
seine Kandidatur vom Tisch. Seither befindet sich das
Verfahren in der Berufung. Im Oktober 2024 wurde mit
einem Urteil gerechnet, doch nach einem Richterwechsel
schwebt das Verfahren weiter.

Bereits die erstinstanzliche Verurteilung war auf breite
Kritik gestoBen. Der frihere Innenminister Soylu hatte
2019 imamoglu einen ,Schwachkopf” genannt. Dieser
hatte geantwortet, dass ein Schwachkopf wohl derjenige
sei, der die Wiederholung der Oberburgermeisterwahl in
Istanbul angeordnet habe. Es gibt vermutlich wenige in
der Turkei, die die Antwort imamoglus auf den Hohen
Wahlrat bezogen haben. Sie wurde als Replik an Soylu
aufgefasst.

Ab Oktober 2024 richtete sich die CHP auf eine Bestati-
gung der Verurteilung durch das Bezirksgericht Istanbul
ein und bereitete eine Kampagne vor. Doch wann ein
Urteil ergeht, ist vollkommen offen. Gleichwohl bindet
es die Ressourcen der CHP und trégt zur Stérung politi-
scher Debatten bei.

Uber Jahre war Kemal Kilicdaroglu Oppositionsfihrer
und CHP-Vorsitzender. Nachdem er die Prasidentschafts-
wahl 2023 verloren hat, sitzt er auch nicht mehr im Par-
lament. Auf diese Weise hat er die parlamentarische Im-
munitat verloren. Am 22. November 2024 begann nun
ein Verfahren, in dem gegen ihn eine Haftstrafe von elf
Jahren und Politikverbot gefordert wird. Er soll Staats-
prasident Erdogan beleidigt haben. Im Vorfeld des Pro-
zesses erklarte Justizminister Tung, dass sich jeder ein
Beispiel daran nehmen solle. Kilicdaroglu habe Ausdriicke
gebraucht, die man nicht in den Mund ndhme und zeige
allen, wohin es fuhre, wenn man keine konstruktive Po-
litik betreibe.

Insgesamt ist von funf Strafverfahren und neun staats-
anwaltlichen Untersuchungen gegen den friheren CHP-
Vorsitzenden die Rede. Kilicdaroglu nutzte den ersten
Prozesstag fur eine einstiindige Rede, in der er den Staats-
prasidenten einen ,Dieb” nannte und vorschlug, dies zu
beweisen. Dies brachte ihm nun noch eine Zivilklage des
Staatsprasidenten ein, der eine Entschadigung von einer
halben Million TL fordert, weil ihn Kilicdaroglu be-
schimpft habe.

ACIK RADYO VERLIERT
SENDELIZENZ

Acik Radyo (“offenes Radio”) ist mit seinem Sendeprofil
in der Turkei einzigartig. Von Okologie Uber kulturelle
Rechte bis zu Menschenrechten war es nicht nur im Inter-
net, sondern auch mit einer Sendelizenz aktiv. Diese
wurde mit Wirkung vom 16. Oktober 2024 entzogen. In
einer Sendung zum Jahrestag des Deportationsbeschlus-
ses gegen die Armenier im Osmanischen Reich war der
Begriff ,Volkermord” verwendet worden. Die Aufsicht
fur Radio und Fernsehen RTUK verhdngte daraufhin ein
funftagiges Sendeverbot und eine Geldstrafe. Doch die
amtliche elektronische Zustellung schlug fehl. Aus diesem
Grund sendete der Sender an den vorgesehenen Strafta-
gen weiter. Darauf reagierte RTUK mit dem Entzug der
Sendelizenz. Eine beim Verwaltungsgericht erwirkte
einstweilige Anordnung zur Aussetzung der Strafe wurde
am 8. Oktober2024 aufgehoben. Die Sendungen werden
nun im Internet als ,Apacik Radyo” (ganz offenes Radio)
fortgesetzt.
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© Greta Thunberg solidarisiert sich mit Acik Radyo
https://www.facebook.com/acikradyo/photos/gretathunberg-de-
a%C3%A7%C4%B1k-radyonun-yan%C4%B1nda/
1117087753726817/?_rdr
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WIRTSCHAFT UND SOZIALES

Die Inflation bleibt alarmierend hoch: Wahrend die
Zentralbank fiir 2025 eine Teuerungsrate von 21 Pro-
zent prognostiziert, rechnen Marktakteure mit deut-
lich hdheren Werten. Der Mindestlohn, eine zentrale
Lebensgrundlage fiir Millionen, steht vor einer An-
passung, die jedoch kaum die massiven Kaufkraftver-
luste wettmachen diirfte. Gleichzeitig erschiittern
Berichte iiber Gewalt an Frauen das Land. Frauenver-
bande und Oppositionsparteien drangen auf die Wie-
deraufnahme der Istanbul-Konvention, um den
Schutz von Frauen zu stérken.

WEITERHIN HOHE INFLATION

Die Turkische Zentralbank rechnet mit einer Inflation von
44 Prozent zum Jahreswechsel. Ende November 2024 er-
klarte Finanzminister Simsek, dass die Schatzung von
44-45 Prozent leicht Uberschritten werden kénnte. Im No-
vember hat die Zentralbank den Leitzins bei 50 Prozent
belassen, doch geht aus der Erklarung zur Zinsentschei-
dung hervor, dass ein Spielraum besteht, im Dezember
eine symbolische Zinssenkung zu beschlieBen.

Zum Jahresbeginn hatte die Zentralbank die Inflation fur
2024 auf 36 Prozent geschéatzt. Es zeigt sich jedoch, dass
trotz der Zinserh6hung im Frihjahr der Ruckgang der In-
flation deutlich langsamer verlauft als geplant. Zugleich
wachst die Kritik am Inflationsbekampfungsprogramm. Im
Mittelpunkt steht dabei die Haushaltspolitik. Der Haushalt
fur 2025 wachst deutlich Uber dem Inflationsziel von 21
Prozent fur 2025. Das Haushaltsdefizit wiederum soll nicht
durch Einsparungen, sondern vor allem durch Mehrein-
nahmen verringert werden. Dies bedeutet héhere Steuern
und Gebuhren, die wiederum zur Inflation beitragen.

Ein weiterer wichtiger Faktor sind die Inflationserwartun-
gen. Die Zentralbank prognostiziert fur das Jahr 2025 eine
Jahresinflation von 21 Prozent. Eine im November durch-
gefuhrte Umfrage zeigt jedoch deutlich abweichende Er-
wartungen: Der Finanzsektor geht von einer Jahresinfla-
tion von 27,2 Prozent aus, das produzierende Gewerbe
rechnet mit 47,8 Prozent, wahrend die Verbraucher eine
Inflation von 64,05 Prozent erwarten. Diese deutliche Dis-
krepanz zwischen der Prognose der Zentralbank und den
Einschatzungen der Marktakteure lasst die Vorhersage der
Zentralbank unrealistisch erscheinen. Zudem verdeutlicht
die Kluft, dass es weder der Zentralbank noch der Regie-
rung gelungen ist, die Marktteilnehmer von ihrem Wirt-
schaftsprogramm zu Uberzeugen.

Die Planungsagentur Istanbul (IPA) hat im November Mo-
dellrechnungen auf der Grundlage des Mindestlohns vor-
gestellt, die den Kaufkraftverlust darstellen. Seit Januar
2024 betragt der Mindestlohn 17.002 TL (ca. 470 Euro).
Auf der Grundlage der Inflationsberechnung des Turki-
schen Statistikinstituts entspricht dies zum Jahresende
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einer Kaufkraft von 11.741 TL, gemessen am Lebenserhal-
tungsindex der IPA einer von 10.788 TL.

MINDESTLOHNDISKUSSION

Der Mindestlohn wird von einer Kommission in der Regel
fur ein Jahr festgelegt, die sich aus je funf Vertretern des
Gewerkschaftsbundes Turk is, der Arbeitgebervereinigung
TISK sowie der Regierung zusammensetzt. Die letzte Ent-
scheidung liegt jedoch bei der Regierung. Direkt sind von
ihr sieben Millionen Beschaftigte betroffen. Doch indirekt
hat sie eine weit gréBere Ausstrahlung, weil auch die Gb-
rigen Gehalter meist entsprechend der Steigerung des
Mindestlohns erhéht werden.

Im Vorfeld der Verhandlungen hatte Finanzminister Simsek
erklart, dass sich die Steigerung nicht an der Inflation dieses
Jahres, sondern am Inflationsziel fur das kommende Jahr
orientieren sollte. Andernfalls wiirde seiner Ansicht nach die
Inflation zusatzlich angefacht. Dieser Position wurde jedoch
nicht nur von Gewerkschaften, sondern auch von Oko-
nom:innen widersprochen, die sich mit einem Appell an die
Regierung wandten. Erwartet wird nun, dass ein Mittelweg
gefunden wird. Als Ausgangspunkt der Verhandlungen
wird eine Spanne von 25-35 Prozent angesehen.

Auf der anderen Seite wird eingewendet, dass der Min-
destlohn ausreichen muss, um eine Familie zu ernahren.
Der Gewerkschaftsbund Turk is hat fur Oktober 2024
einen Betrag von 20.432 TL fur die Erndhrung einer vier-
kopfigen Familie ermittelt. Werden die Gbrigen notwen-
digen Haushaltsausgaben berucksichtigt, ergibt sich eine
Armutsgrenze von 66.553 TL. Fur eine alleinstehende Per-
son liegt diese Grenze bei 26.527 TL. Eine Steigerung des
Mindestlohns um 35 Prozent ergaben rund 23.000 TL. Bei
einer geschatzten Inflation von 46 Prozent ergabe ihr Aus-
gleich einen Mindestlohn von rund 25.000 TL.

GEWALT GEGEN FRAUEN

Nach Angaben der Foéderation turkischer Frauenvereine
sind im Oktober 2024 bei der Notrufleitung zu innerfami-
lidrer Gewalt aus 31 Stadten 475 Anrufe eingegangen.
Von 99 Gewaltféllen erwiesen sich 78 als innerfamilidre
Gewalt, 48 Frauen erlitten Gewalt durch ihre Manner. Zu-
gleich vergeht kaum ein Tag ohne die Meldung, dass eine
Frau auf offener StraBe ermordet wird. Angaben des In-
nenministeriums zufolge waren es 276 Frauen von Januar
bis Oktober 2024. Tater sind meist abgewiesene Liebhaber
oder geschiedene Ehemanner. Weiter gibt das Innenmi-
nisterium an, dass gegen 162.897 Manner MaBnahmen
verhdngt wurden, um Gewalt zu verhindern und 44.393
Frauen unter Schutz gestellt wurden.

Am 25. November 2024, dem internationalen Tag gegen
Gewalt an Frauen, wurden landesweit Demonstrationen
und Kundgebungen durchgefuhrt. In Istanbul wurde die
geplante Kundgebung auf dem Taksim Platz durch den
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Provinzgouverneur verboten. Um das Verbot durchzuset-
zen wurde der ganze Stadtbezirk abgesperrt und der 6f-
fentliche Nahverkehr unterbrochen. Mehr als 100 Perso-
nen wurden festgenommen, weil sie sich nicht an der
Kundgebungsverbot halten wollten. Eine der Forderun-
gen war die Ruckkehr zur Istanbul-Konvention des Euro-
parates zur VerhUtung von Gewalt gegen Frauen und
hauslicher Gewalt. Im Marz 2020 hatte Staatsprasident

Erdogan durch eine Prasidialverordnung den Austritt aus
dieser Konvention beschlossen, die eine ganzheitliche
Strategie auch zur Pravention von Gewalt vorsieht. Zwar
gibt es noch das Gesetz Nr. 6284, das einen umfassenden
Schutz fur Frauen vor Gewalt vorsieht, doch kritisieren
Frauenverbande, dass nicht nur die Préavention von Gewalt
einen Ruckschlag erlitten habe, sondern auch die Anwen-
dung des Schutzgesetzes.

AUSSENPOLITIK

Die Tiirkei strebt eine Mitgliedschaft in BRICS an,
dem Biindnis der aufstrebenden Volkswirtschaften,
das sich als Gegenpol zu westlich dominierten For-
maten wie der G20 positioniert. Auf dem Gipfel im
Oktober in Kasan wurde ihr jedoch nur der Status
eines Kooperationspartners eingeraumt. Zugleich
vertieft die Tiirkei Gesprache mit Griechenland zur
Lésung der Agais-Konflikte, wahrend die Lage in Sy-
rien uniibersichtlich bleibt.

BRICS KANDIDATUR

BRICS wird als Gegenentwurf zum westlich dominierten
G20 aufgefasst und ist eine Kooperation, die zunachst
aus Brasilien, Russland, Indien, China und Stdafrika be-
stand. 2024 kamen noch Agypten, Athiopien, die Ver-
einigten Emirate und der Iran hinzu. Zahlreiche weitere
Lander, darunter auch die Turkei, bemuthen sich um die
Aufnahme. Beim jungsten Gipfel vom 22.-24. Oktober
im russischen Kasan wurde jedoch keine Erweiterungs-
entscheidung getroffen, sondern Landern wie der Turkei
der Status von Kooperationspartnern gegeben. Zugleich
zeigt die Teilnahme von 36 Staaten, darunter 20 Staats-
chefs, die Ausstrahlung der Plattform.

Zu den Zielen des angestrebten BRICS-Beitritts gibt es
keine offiziellen Aussagen. AuBenminister Fidan erklar-
te, dass die Westorientierung und beispielsweise der EU-
Beitrittsprozess nicht alternativ zu BRICS verstanden
werden sollten. Gleichwohl erklarte Staatsprasident
Erdogan, dass die Turkei die Suche nach Alternativen
nicht noétig hatte, wenn die EU den Beitrittsprozess nicht
blockieren wurde.

GESPRACHE MIT GRIECHENLAND
UBER SEEGRENZE IN DER AGAIS

Die turkisch-griechischen Beziehungen haben sich in den
vergangenen zwei Jahren bedeutend verbessert. Gehor-
ten Scheinattacken griechischer und turkischer Kampf-
flugzeuge oder auch die turkische Drohung Erdgasson-
dierungen vor Zypern durch Kriegsschiffe zu verhindern,
zum Alltag, so hat sich die Lage inzwischen entspannt.
Auch im Hinblick auf irregularer Migration in der Agais
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und an der tarkisch-griechischen Landgrenze hat die Tur-
kei ihre Bemihungen zur Einddmmung intensiviert.

Anfang November betonten die AuBenminister Griechen-
lands und der Turkei, dass sie die Konflikte um den Grenz-
verlauf in der Agéis 16sen méchten, um eine nachhaltige
Entspannung zu erreichen. Allerdings bleibt unklar, in-
wieweit beide Seiten zu Zugestandnissen bereit sind, da
bisher keine konkreten Details Uber mogliche Kompro-
misse bekanntgegeben wurden.

Derzeit wird nicht nur von Griechenland, sondern auch
der EU der Turkei nahezu kein Hoheitsgewasser in der
Agais zugestanden. Die Maritime Spatial Planing (MSP)
der EU verwendet fur ihre Planung zum Schutz der Bio-
diversitat in der Agéis beispielsweise folgende Karte:

3

Quelle:  https://maritime-spatial-planning.ec.europa.eu/sea-basins/

east - mediterranean

Wie leicht zu erkennen ist, werden turkische Interessen
bei dieser Grenzziehung weitgehend ausgespart. Auf der
anderen Seite sieht das Seerecht grundsatzlich vor, dass
Uberlappende Anspriiche auf Seegebiete zwischen An-
rainerstaaten in Ubereinkunft geklart werden sollen. Da
in beiden Landern die Frage der Seegrenze einen hohen
emotionalen Stellenwert hat und auch mit wirtschaftli-
chen Interessen verknipft sind, wird sich die Frage des
Grenzverlaufs vermutlich nur tGber ein Schiedsstellenver-
fahren beim internationalen Seegerichtshof kléren lassen.
Um den Konflikt zu beenden, durfte es dabei darauf an-
kommen, ob sich beide Parteien im Vorhinein bereit er-
klaren, sich dem Schiedsspruch zu unterwerfen.


https://maritime-spatial-planning.ec.europa.eu/sea-basins/east-mediterranean 
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NEUANFANG IN SYRIEN

Am 8. Dezember 2024 gab der syrische Ministerprasi-
dent Gazi El Jelali bekannt, dass Baschar Assad das
Land verlassen habe und er bereit sei, bis zur Uber-
nahme die Regierungsgeschéafte zu leiten. In nur zwolf
Tagen war die 61jahrige Assad-Herrschaft in Syrien
nach elf Jahren Burgerkrieg zusammengebrochen. Ob
es nun zu einer schnellen Regierungsbildung unter
Fuhrung der islamistischen Miliz Hay’‘at Tahrir al-Sham
(HTS) kommt bleibt offen.

Die turkische Regierung nahm den Sturz Assads mit Be-
friedigung auf. Regierungskreise wiesen darauf hin, dass
es fur Assad wohl besser gewesen ware, wenn er vor
einigen Monaten auf die Angebote der Turkei eingegan-
gen ware, die bilateralen Beziehungen zu normalisieren.
Ob dies das Regime verlangert hatte und ob dies im In-
teresse der Turkei gewesen ware, bleibt dabei ungewiss.

Die Turkei verfolgte mit ihrer Normalisierungspolitik
zwei Ziele. Zum einen ist die Akzeptanz fur die knapp
drei Millionen syrischen Fltchtlinge stark geschwunden.
Zum anderen will die turkische Regierung die kurdischen
Selbstverwaltungsstrukturen in Nordost-Syrien zerschla-
gen. Erklarungen turkischer Politiker, dass die Syrer:in-
nen nach dem Sturz des Assad-Regimes zuriickkehren
kénnten, durften jedoch wenig Bezug zur Realitat
haben. Erstens bleibt unklar, wann und ob sich die Lage
in Syrien stabilisieren wird. Zweitens stellt sich die Frage,
wohin die Menschen Uberhaupt zurtickkehren kénnten.
Der Burgerkrieg hat groBe Zerstdrungen hinterlassen,
Millionen von Binnenflichtlingen haben léangst die fru-
heren Wohnungen der Flichtlinge besetzt. Brande wie
der im Migrations- und Passgebdude oder auch in Ge-
richten in Damaskus bei der Einnahme der Stadt durch
die bewaffnete Organisation werfen ein Schlaglicht auf
die Herausforderungen. Selbst wenn kurzfristig wieder

Verwaltungsstrukturen in Syrien aufgebaut werden kon-
nen und die neuen Machthaber an einer Rickkehr der
Gefllichteten interessiert sind, werden Fragen von
Staatsburgerschaft bis Eigentum kompliziert.

Welche Rolle die kurdische PYD in einem neuen Syrien
spielen wird, bleibt offen. Dass sie eine Rolle spielen
wird, wirkt angesichts der US-Unterstitzung wahr-
scheinlich. Auf der anderen Seite stellt sich absehbar
auch die Frage nach der Zukunft der von der Turkei kon-
trollierten Gebiete in Nord-Syrien.

DEUTSCH-TURKISCHE BEZIEHUNGEN:
FOKUS AUF SICHERHEIT UND
WIRTSCHAFT

Beim jungsten Besuch von Bundeskanzler Olaf Scholz in An-
kara standen sicherheitspolitische und wirtschaftliche The-
men im Vordergrund. Besonders brisant waren die Gespra-
che Uber die mogliche Lieferung von Eurofighter-Kampf-
flugzeugen an die Turkei, die ihre Luftstreitkrafte moderni-
sieren mochte. Ein potenzieller Deal wirde die sicherheits-
politische Zusammenarbeit zwischen beiden Landern vertie-
fen und die Position der Turkei als NATO-Partner starken.

Neben den Rustungsgesprachen betonten beide Seiten die
Bedeutung wirtschaftlicher Stabilitdt und Handelsbezie-
hungen. Deutschland bleibt der wichtigste Handelspartner
der Turkei, und die enge wirtschaftliche Kooperation soll
trotz geopolitischer Spannungen fortgesetzt werden.

Der Besuch verdeutlichte die strategische Bedeutung der
Tarkei fr Europa und die NATO. Die Partnerschaft bleibt
jedoch ein Balanceakt, bei dem Sicherheits- und Wirtschafts-
interessen Vorrang haben. Ob ein RiUstungsdeal zustande
kommt, bleibt offen — doch die Gesprache zeigen den ge-
meinsamen Willen zur Vertiefung der Zusammenarbeit.

picture alliance / Anadolu / Arif Hudaverdi Yaman
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AUS UNSERER ARBEIT

— Anfang Oktober besuchte der SPD-Vorsitzende Lars
Klingbeil gemeinsam mit den Abgeordneten Nils
Schmid und Lena Werner die Turkei, um den Parteien-
dialog mit der CHP zu vertiefen. Beide Parteien unter-
zeichneten ein Kooperationsabkommen, das eine in-
tensivere Zusammenarbeit in Bereichen wie Demokra-
tie, AuBenpolitik, Frieden, EU-Beziehungen, Umwelt-
und Klimapolitik vorsieht. Zudem wurden jahrliche
Treffen und institutionelle Kooperationsmechanismen
vereinbart, um die Beziehungen nachhaltig zu starken.

© Alp Eren Kaya - https://www.flickr.com/photos/chpfotograf
/54032897438/

— Die FES Turkei hat erstmals an der Stdosteuropa-
Jugendstudie teilgenommen, wodurch ein Ver-
gleich der Lebenssituation und Perspektiven der
Jugend in der Turkei mit denen in anderen sud-
osteuropdischen Landern méglich wurde. Die Er-
gebnisse wurden Anfang Dezember bei einem
Pressegesprach in Istanbul vorgestellt. https:/lib-
rary.fes.de/pdf-files/bueros/tuerkei/21379.pdf
Internationale Studie: https://youthstudies.fes.
de/country-pages/southeast-europe.html

— Die Schwesterorganisation der FES Tlrkei, SODEV
(Stiftung fur Soziale Demokratie https:/sodev.
org.tr), feierte im November ihr 30-jahriges Be-
stehen. Herzlichen Glickwunsch zu diesem beein-
druckenden Jubildum!

W s L Ui

Foto: Privat

Foto: Privat

— Organisiert von den Buros der FES Turkei und der
FES Kirgisistan unternahm eine Delegation aus
Kirgisistan, bestehend aus Vertretern staatlicher
Institutionen und zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen, eine Studienreise in die Turkei. Ziel war
es, die bestehenden Unterstitzungsmechanismen
zur Verhinderung von Gewalt gegen Frauen und
Kinder in der Turkei sowie die praktischen Erfah-
rungen in diesem Bereich besser zu verstehen. In
diesem Zusammenhang wurden Besuche bei Kom-
munen und relevanten staatlichen Einrichtungen
in Istanbul durchgefuhrt.
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Anfang Oktober besuchte der SPD-Vorsitzende Lars Klingbeil gemeinsam mit den Abgeordneten Nils Schmid und Lena Werner die Türkei, um den Parteiendialog mit der CHP zu vertiefen. Beide Parteien unterzeichneten ein Kooperationsabkommen, das eine intensivere Zusammenarbeit in Bereichen wie Demokratie, Außenpolitik, Frieden, EU-Beziehungen, Umwelt- und Klimapolitik vorsieht. Zudem wurden jährliche Treffen und institutionelle Kooperationsmechanismen vereinbart, um die Beziehungen nachhaltig zu stärken.
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